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Der Schutz der Personen mit einer 

psychiatrischen Erkrankung 
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Der Grundtext des Gesetzes vom 26. Juni 1990 ist mit Wirkung zum 1. Januar 2025 geändert worden durch 

das Gesetz vom 16. Mai 2024 (NL & FR: Belgisches Staatsblatt vom 27. Mai 2024 – deutsche Fassung: 

21. August 2024). Nun trägt das Gesetz den Titel „Gesetz über den einer Person mit einer psychiatrischen 

Erkrankung auferlegten Schutz”. 

 

Das Gesetz wird durch zwei Königliche Erlasse vom 12. Dezember 2024 ergänzt 

(NL & FR: B.S. vom 19. Dezember 2024 – deutsche Fassung: 11. Februar 2024): 

- Muster für den ausführlichen medizinischen Bericht: Königlicher Erlass zur 

Ausführung des Artikels 5 § 2 Absatz 5 des Gesetzes vom 26. Juni 1990 über 

den einer Person mit einer psychiatrischen Erkrankung auferlegten Schutz, 

- Muster für den Behandlungsplan für eine freiwillige Behandlung: Königlicher 

Erlass zur Ausführung des Artikels 4/2 § 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 

26. Juni 1990 über den einer Person mit einer psychiatrischen Erkrankung 

auferlegten Schutz. 

 

Die Königlichen Erlasse vom 18. Juli 1991 zur Ausführung des Gesetzes vom 

26. Juni 1990 werden derzeit überarbeitet. 

 

In dem abgeänderten Gesetz gibt es nun zwei Arten von Maßnahmen: die 

„schützende Beobachtungsmaßnahme” und die „freiwillige Behandlung unter 

Bedingungen”. 

 

Man sollte sich nicht täuschen: Beide stellen in der Praxis freiheitsentziehende Maßnahmen dar. 

 

Diese Broschüre behandelt ausschließlich die Anfangsphase der schützenden Maßnahme. Sie geht weder auf 

die Bestätigung oder Verlängerung dieser Entscheidung ein noch auf einen möglichen Wechsel der 

Krankenhauseinrichtung im Verlauf des Verfahrens oder der Behandlung. Sie befasst sich auch nicht mit der 

Möglichkeit für den Friedensrichter, eine Behandlung in einem familiären Umfeld anzuordnen. 

DIE RECHTSGRUNDLAGE 
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A. Formale Bedingungen 

Die formalen Bedingungen sind kumulativ, das heißt, dass sie alle gleichzeitig erfüllt sein müssen.  

Eine Schutzmaßnahme darf nur ausgesprochen werden, wenn: 

• eine psychiatrische Erkrankung vorliegt, die die Wahrnehmung der Realität, 

die Urteilsfähigkeit, die Denkprozesse, die Stimmung oder die Kontrolle über das 

eigene Handeln schwerwiegend beeinträchtigt, 

 

• die betroffene Person ihre eigene Gesundheit und Sicherheit ernsthaft gefährdet 

und/oder diese eine schwerwiegende Gefahr für das Leben und die Unversehrtheit 

Dritter darstellt, 

 

• jede andere geeignete Behandlung, die vernünftigerweise anwendbar ist, fehlt oder 

die betroffene Person eine solche Behandlung ablehnt. 

 

Wichtige Hinweise: Eine Sucht (z. B. Alkohol oder Drogen) kann eine psychiatrische Erkrankung im oben 

genannten Sinn auslösen oder verursachen. Deshalb ist ein ausführlicher medizinischer Bericht entscheidend, 

um die Situation richtig einzuschätzen. Eine neurodegenerative Erkrankung (z. B. Alzheimer) gilt ebenfalls 

nicht als psychiatrische Erkrankung. Sie kann jedoch in Bezug auf die betroffene Person die Bestellung eines 

Betreuers für die Person rechtfertigen. 

GEMEINSAMKEITEN ZWISCHEN EINER 

SCHÜTZENDEN BEOBACHTUNGSMAßNAHME 

UND EINER FREIWILLIGEN BEHANDLUNG 

UNTER BEDINGUNGEN 



5 
 

B. Ablauf 

 
Die Akteure 

 

• Klagende / antragstellende Partei: Jede „betroffene Person“, die beim Friedensrichter eine 

Schutzmaßnahme beantragt in Bezug auf eine Person für welche die formalen Bedingungen 

vorliegen (z. B. Verwandte, Nachbarn, behandelnde Ärzte, Sozialdienste). 

• Hausarzt: Der Arzt, der die betroffene Person normalerweise medizinisch betreut. 

• Rechtsbeistand (Rechtsanwalt): Niemand ist verpflichtet, sich durch einen Rechtsanwalt beistehen 

zu lassen – außer die zu schützende Person selbst. Hat diese keinen Anwalt, bestellt das Büro für 

juristischen Beistand von Amts wegen einen. 

• Prokurator des Königs: Er ist – außer in Dringlichkeitsverfahren – erst ganz am Ende des 

Verfahrens betroffen, wenn eine Entscheidung getroffen wurde. Er wird über die getroffene 

Entscheidung informiert, um gegebenenfalls für deren Vollstreckung zu sorgen. 

• Gesetzlicher Vertreter: Bei Minderjährigen sind dies die Eltern oder der Vormund. 

• Betreuer: Bei volljährigen Personen, die vom Friedensrichter im Rahmen eines anderen Verfahrens 

für handlungsunfähig erklärt wurden, bestimmt das Gericht einen Betreuer. Dieser kümmert sich um 

persönliche und/oder finanzielle und administrative Angelegenheiten der geschützten Person. 

• Arzt-Psychiater: Es handelt sich um den Psychiater, den die zu schützenden Person ausgewählt hat, 

um sie zu unterstützen. Der Rechtsanwalt der zu schützenden Person darf auch einen aussuchen, 

wenn die Person es selbst nicht gemacht hat. Falls keine Wahl erfolgt, darf der Friedensrichter einen 

solchen benennen. 

• Direktor der Einrichtung: Leiter der Einrichtung, in der sich die Person mit einer psychiatrischen 

Erkrankung aufhält. 

 

• Für die Durchführung zuständiger Arzt: verantwortlich dafür, dass die Person mit einer 

psychiatrischen Erkrankung die vom Prokurator des Königs vorgeschlagenen oder vom 

Friedensrichter auferlegten Bedingungen der freiwilligen Behandlung einhält. Dies kann ein 

beliebiger Arzt sein (Hausarzt, Psychiater, Arzt in leitender Funktion, usw.). 

• Vertrauensperson: unterstützt die betroffene Person. Sie darf weder antragstellende Partei, 

Rechtsbeistand, behandelnder Arzt, Arzt-Psychiater noch die gesetzliche Vertrauensperson im Sinne 

des Gesetzes vom 22. August 2002 über die Rechte des Patienten sein. 

• Ehepartner/ (gesetzlich) Zusammenwohnender: Volljährige Person, die mit der zu schützenden 

Person zusammenlebt und mit dieser einen gemeinsamen Haushalt bildet. 
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Ausführlicher medizinischer Bericht 

 

Der medizinische Bericht darf nicht älter als 15 Tage sein, gerechnet ab dem 

Zeitpunkt der Untersuchung der Person mit einer psychiatrischen Erkrankung durch 

den Arzt, der ihn ausgestellt hat. 

 

Der Arzt muss die Symptome der psychiatrischen Erkrankung einschließlich der 

Diagnose beschreiben und prüfen, ob die Bedingungen des Artikels 2 des Gesetzes 

(Gefahr und Fehlen einer Alternative/Verweigerung der Behandlung) tatsächlich 

vorliegen. 

 

Wird der Antrag auf Anordnung einer Schutzmaßnahme von einem Arzt gestellt, darf 

dieser nicht derselbe Arzt sein, der den ausführlichen medizinischen Bericht erstellt 

hat. Außerdem darf der Arzt weder ein Verwandter noch ein Verschwägerter bis zum 

vierten Grad der zu schützenden Person oder des Antragstellers sein. 

 

 

Das Verfahren 

1. Der Antrag 

• Von wem: jede „interessierte Person“. Die Person mit einer psychiatrischen Erkrankung kann aber 

nicht selbst eine schützende Beobachtungsmaßnahme oder eine freiwillige Behandlung unter 

Bedingungen beantragen, da sie sich selbst in Behandlung geben kann und eine Zwangsmaßnahme in 

dem Fall nicht notwendig ist. 

 

• An wen: Wenn eine Person mit einer psychiatrischen Erkrankung ihren Wohnort (= ständiger 

Aufenthaltsort) oder ihren Wohnsitz (= Meldeadresse) in der deutschsprachigen Gemeinschaft hat, ist 

der Antrag für die Gemeinden Eupen, Kelmis, Lontzen und Raeren an den Friedensrichter des ersten 

Kantons Eupen-Sankt Vith und für die Gemeinden Sankt Vith, Amel, Büllingen, Burg-Reuland und 

Bütgenbach an den Friedensrichter des zweiten Kantons Eupen-Sankt Vith zu richten. Für alle anderen 

Personen ist der Antrag zu richten an den Friedensrichter des tatsächlichen Wohnorts der zu 

schützenden Person, unabhängig von ihrem Wohnsitz. Ist die zu schützende Person minderjährig 

(ab 12 Jahren), muss der Antrag an den Jugendrichter des Wohnorts der Personen gerichtet 

werden, die die elterliche Autorität ausüben. Üben getrennt lebende Personen die elterliche 

Autorität gemeinsam aus, richtet sich der Antrag an den Wohnort der Person, bei der der 

Jugendliche gewöhnlich lebt. 

 

• Wie: mittels eines unterschriebenen Antrags, dem ein  

ausführlicher medizinischer Bericht beigefügt werden muss.  

Das gesetzlich für diesen Bericht vorgesehene Musterformular ist  

auf den Internetseiten der Friedensgerichte verfügbar. 

 

 

2. Der Besuch – Die Sitzung 

Grundsätzlich setzt der Friedensrichter innerhalb von 24 Stunden nach 

Antragstellung einen Besuchstermin am Wohnort der zu schützenden 

Person sowie eine Sitzung in der Ratskammer fest. Diese Sitzung findet 

normalerweise im Anschluss an das Gespräch mit der erkrankten Person 

statt, könnte aber auch im Friedensgericht festgelegt werden. Der Besuch 

und die Sitzung finden innerhalb der folgenden 9 Tage statt. 
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Der Friedensrichter hört dabei die zu schützende Person und ihren Anwalt, den Antragsteller (und 

seinen Anwalt), gegebenenfalls den Arzt sowie weitere Personen aus dem Umfeld der zu schützenden 

Person an. Auch jede andere Person, deren Anhörung der Friedensrichter für sinnvoll hält, kann 

angehört werden. 

 

Über die Anhörungen wird ein Protokoll erstellt. 

 

Sofern die betroffene Person noch keinen Anwalt hat – etwa weil nicht schon zuvor auf Initiative der 

Staatsanwaltschaft einer bestellt wurde –, wird ihr in jedem Fall ein Anwalt zur Seite gestellt. Dieser 

Anwalt wird in der Regel auf Antrag der Kanzlei des Friedensgerichts vom Büro für juristischen 

Beistand der Rechtsanwaltskammer bestellt. Der Anwalt hat die Aufgabe, die Interessen der zu 

schützenden Person zu vertreten, nicht den Friedensrichter zu unterstützen. Zudem stellt der Anwalt 

sicher, dass das Verfahren ordnungsgemäß eingehalten wird. 

 

 

3. Das Urteil 

Innerhalb von 10 Tagen ab dem Tag der Antragstellung wird eine Entscheidung getroffen, in der der 

Antrag für begründet oder unbegründet erklärt wird: 

• Wird der Antrag für unbegründet erklärt, bleibt die Situation 

unverändert. 

• Wird der Antrag für begründet erklärt, gibt der Friedensrichter in 

seiner Entscheidung die Krankenhauseinrichtung an, in die die zu 

schützende Person für einen ersten Zeitraum von 40 Tagen 

aufgenommen wird. Erfolgt die Entscheidung auf Grundlage eines 

Antrags auf dringende Unterbringung zur Beobachtung, beginnt 

die Frist von 40 Tagen mit dem Zeitpunkt der Freiheitsentziehung 

durch die Polizei. Nach Ablauf dieser Frist sind Verlängerungen 

möglich, die aber jedes Mal ein Jahr nicht überschreiten dürfen. 

 

Die Aufnahme in die Krankenhauseinrichtung kann entweder freiwillig oder zwangsweise erfolgen. Es 

ist empfehlenswert, der Einrichtung die Telefonnummer eines Angehörigen mitzuteilen, damit diese 

Person anwesend sein kann, falls die Aufnahme gegen den Willen der zu schützenden Person 

durchgesetzt werden muss. 

 

4. Die Mitteilung der Entscheidung 

Das Urteil wird in jedem Fall der zu schützenden Person, den Anwälten, dem Prokurator des Königs, 

dem gesetzlichen Vertreter bei Minderjährigen, dem gegebenenfalls bestellten Betreuer, dem 

behandelnden Arzt-Psychiater sowie der Vertrauensperson mitgeteilt. 

 

Der Ehepartner und die (gesetzlichen) Zusammenwohnenden werden nur über 

den Tenor des Urteils informiert, das heißt über die Entscheidung des 

Friedensrichters, nicht jedoch deren Begründung. 

 

In besonders schwerwiegenden Fällen kann der Richter anordnen, dass den 

Angehörigen überhaupt keine Kopie der Entscheidung ausgehändigt wird. 
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5. Zusammenfassung 

 

 
Polizei: In nicht dringenden Fällen ist es in der Regel nicht erforderlich, die 

Notrufnummer 112 zu wählen. Die örtliche Polizei wird auf Antrag des 

Prokurators des Königs tätig, falls die Person, für die eine schützende 

Beobachtungsmaßnahme angeordnet wurde, sich nicht freiwillig ins 

Krankenhaus begibt. 

 

 

 

 

 

Der Prokurator des Königs: Er wird über die Entscheidung des 

Friedensrichters, eine schützende Beobachtungsmaßnahme anzuordnen, 

informiert und sorgt anschließend für deren ordnungsgemäße Ausführung. 

 

 

 

 

Der Friedensrichter: 

 

• Er legt einen Termin für einen Besuch/eine Sitzung fest (sofern der 

Antrag vollständig ist, einschließlich der Anlagen). 

• Er stellt sicher, dass die zu schützende Person von einem Anwalt 

und gegebenenfalls von einem Arzt-Psychiater und/oder einer 

Vertrauensperson unterstützt wird. 

• Er hört alle Parteien (und ihre Anwälte) an. 

• Er trifft die endgültige Entscheidung. 
 

 

Bestehen beim Friedensrichter Zweifel daran, ob eine der formalen Bedingungen erfüllt ist, kann er vor 

seiner Entscheidung einen gerichtlichen Sachverständigen bestellen. Dies geschieht allerdings nur 

selten. Nach der Beauftragung eines Sachverständigen wird das Verfahren bis zur Vorlage des 

Gutachtens ausgesetzt. Dasselbe gilt, wenn die Unparteilichkeit des Arztes, der den ursprünglichen 

Bericht ausgestellt hat, von der zu schützenden Person in Frage gestellt wird. 
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Bei der freiwilligen Behandlung unter Bedingungen handelt es sich um eine Art Vertrag zwischen der zu 

schützenden Person und dem für ihre Behandlung zuständigen Arzt. Dieser Vertrag wird als 

„Behandlungsplan” bezeichnet. 

 

In diesem Plan muss dargelegt werden, inwiefern die Entscheidung auf dem freien Willen der betroffenen 

Person beruht und warum anzunehmen ist, dass die Bedingungen eingehalten werden. Darüber hinaus muss 

der Plan die therapeutischen Maßnahmen zur Bewältigung der Gefahr beschreiben, die von der betroffenen 

Person für sich selbst oder für andere ausgeht. 

 

Verantwortlich für die Erstellung des Plans kann jeder Arzt mit einem Doktor der 

Medizin sein. 

 

Ein solcher Behandlungsplan kann dem Friedensrichter in drei Situationen vorgelegt 

werden: 1° bei Einreichung des Antrags auf eine schützende 

Beobachtungsmaßnahme; 2° im Rahmen einer bereits vom Friedensrichter 

angeordneten schützenden Beobachtungsmaßnahme und 3° zur Bestätigung des 

Behandlungsplans, der zuvor dem Prokurator des Königs im Rahmen eines 

Dringlichkeitsverfahrens (siehe unten) vorgelegt wurde. 

 

Außer wenn er nach dem Prokurator des Königs im Rahmen des Dringlichkeitsverfahrens interveniert, kann 

der Friedensrichter der zu schützenden Person eine zusätzliche Frist von höchstens fünfzehn Tagen einräumen, 

um den Behandlungsplan fertigzustellen, falls dieser bei der ersten Sitzung noch nicht vollständig 

ausgearbeitet ist. Während dieser Zeit kann der Richter bereits bestimmte Auflagen erlassen. 

 

Dazu gehören Vorgaben zu Wohnort, medizinischer Behandlung, Sozialhilfe, Urintests, ärztlichen 

Untersuchungen in einer Einrichtung oder der Teilnahme an Therapien. Diese Auflagen müssen in direktem 

Zusammenhang mit dem Verhalten der zu schützenden Person stehen und sich auf das Risiko auswirken, das 

von der psychiatrischen Krankheit ausgeht. 

 

Der Behandlungsplan kann entweder stationär oder ambulant umgesetzt werden, sei 

es in einer zugelassenen Krankenhauseinrichtung oder im familiären Umfeld. 

 

Wird gegen die festgelegten Bedingungen verstoßen, kann die freiwillige Behandlung 

wieder in eine schützende Beobachtungsmaßnahme umgewandelt werden. 

 

Wie bei einer schützenden Beobachtungsmaßnahme wird das Urteil des 

Friedensrichters denselben Personen auf die gleiche Weise mitgeteilt. 

DIE FREIWILLIGE BEHANDLUNG UNTER 
BEDINGUNGEN 
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A. Formale Bedingungen 

Neben den kumulativen Bedingungen für eine schützende Beobachtungsmaßnahme (psychiatrische 

Erkrankung, die eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit und Sicherheit der betroffenen Person oder eine 

erhebliche Bedrohung für das Leben oder die Unversehrtheit anderer darstellt, Fehlen einer anderen 

angemessenen Behandlungsmöglichkeit außer einer Krankenhauseinweisung beziehungsweise Verweigerung 

der Behandlung) setzt ein Verfahren dieser Art eine Situation äußerster Dringlichkeit voraus. Es muss eine 

unmittelbare Gefahr bestehen, die ein unverzügliches Handeln erforderlich macht. 

 

 

B. Ablauf 

Die Durchführung des Verfahrens – Die Phase „Prokurator des Königs“ 

 

Grundsätzlich wird das Verfahren durch einen Notruf bei der Polizei (112) eingeleitet. 

 

Die Polizei entscheidet entsprechend den ihr durch das Gesetz über das Polizeiamt übertragenen 

Befugnisse anhand ihrer Einschätzung der Situation vor Ort – insbesondere in Bezug auf Gefährlichkeit 

und Dringlichkeit –, ob der Prokurator des Königs benachrichtigt wird, um das Verfahren fortzuführen. 

 

Zuständig ist der Prokurator des Königs des Ortes, an dem sich die betroffene Person zum Zeitpunkt 

des Polizeieinsatzes befindet. Ist die zu schützende Person minderjährig, ist der Prokurator des Königs 

des Wohnorts der Personen zuständig, die die elterliche Autorität für den Jugendlichen ausüben. Bei 

gemeinsam ausgeübter Autorität durch getrennt lebende Personen richtet sich die Zuständigkeit nach 

dem Wohnort der Person, bei der der Jugendliche gewöhnlich lebt. 

 

Wird das Verfahren fortgesetzt, wird die zu schützende Person ihrer Freiheit entzogen und von der 

Polizei in die Notaufnahme des nächstgelegenen Krankenhauses im Gerichtsbezirk gebracht, wo ein 

Arzt – vorzugsweise ein Arzt-Psychiater – sie auf Antrag des Prokurators des Königs untersucht. 

 

Innerhalb von 24 Stunden nach der Freiheitsentziehung kann der Prokurator des Königs auf Grundlage 

eines ausführlichen medizinischen Berichts, der vom hinzugezogenen Arzt erstellt wurde, eine 

Entscheidung treffen: 

• Er lehnt den Antrag ab, wenn die Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

• Er ordnet eine schützende Beobachtungsmaßnahme in einer zugelassenen psychiatrischen 

Einrichtung an. 

• Er ordnet eine freiwillige Behandlung unter Bedingungen an, sofern diese vom Arzt in Absprache 

mit der zu schützenden Person vorgeschlagen wurde. 

 

Hält der Arzt es für erforderlich, seine Untersuchung vor einer Einschätzung zu vertiefen, kann der 

Prokurator des Königs auch eine klinische Beurteilung anordnen, wodurch sich die Frist für seine 

endgültige Entscheidung um maximal 24 Stunden verlängert. 

DAS DRINGLICHKEITSVERFAHREN 
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Beistand durch einen Anwalt 

 

Sobald der Prokurator des Königs eine klinische Beurteilung anordnet, beantragt er beim Büro für 

juristischen Beistand („Salduz“-Bereitschaftsdienst) die Bestellung eines Rechtsanwalts, der die zu 

schützende Person unterstützt. 

 

Dasselbe gilt, wenn er eine schützende Beobachtungsmaßnahme oder eine freiwillige Behandlung 

unter Bedingungen beschließt: Auch dann ersucht er das Büro für juristischen Beistand, einen 

Rechtsanwalt zu bestellen, der die zu schützende Person im weiteren Verlauf des Verfahrens 

unterstützt. 

 

 

Klinische Beurteilung 

 

Die klinische Beurteilung soll dem Arzt-Psychiater ermöglichen, das 

Vorliegen einer psychiatrischen Erkrankung festzustellen und den 

ausführlichen medizinischen Bericht zu erstellen, der für die 

Entscheidung über eine schützende Beobachtungsmaßnahme 

erforderlich ist. 

 

Spätestens nach Ablauf der 48-Stunden-Frist trifft der Prokurator des 

Königs eine Entscheidung: 

• Er hebt die freiheitsentziehende Maßnahme auf. 

• Er ordnet eine schützende Beobachtungsmaßnahme an. 

• Er beschließt eine freiwillige Behandlung unter Bedingungen. 

 

 

Mitteilung der Entscheidung 

 

Die Entscheidung des Prokurators des Königs - sei es eine klinische Beurteilung, eine schützende 

Beobachtungsmaßnahme oder eine freiwillige Behandlung unter Bedingungen - wird der zu 

schützenden Person, ihrem Anwalt und gegebenenfalls ihrem gesetzlichen Vertreter oder Betreuer 

mitgeteilt. Außerdem werden der Direktor der benannten zugelassenen psychiatrischen Einrichtung 

oder der für die Überwachung der Behandlung unter Bedingungen zuständige Arzt informiert. 

 

Den Angehörigen der zu schützenden Person wird die Entscheidung in der Regel mündlich durch 

Polizeibeamte mitgeteilt, außer in besonders schwerwiegenden Fällen. 

 

 

Das weitere Verfahren – Die Phase „Friedensrichter“ 

 

Beschließt der Prokurator des Königs eine schützende Beobachtungsmaßnahme oder eine freiwillige 

Behandlung unter Bedingungen, muss er, um diese bestätigen und validieren zu lassen, innerhalb von 

24 Stunden nach seiner Entscheidung, also spätestens 48 bzw. 72 Stunden nach dem ursprünglichen 

Freiheitsentzug, den zuständigen Friedensrichter einschalten. Zuständig ist der Friedensrichter des 

Ortes, an dem sich die zu schützende Person befindet bzw. der Friedensrichter des ersten oder zweiten 

Kantons Eupen-Sankt Vith, wenn die betroffene Person ihren Wohnort oder ihren Wohnsitz in der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft hat (siehe auf Seite 6, Abschnitt „Das Verfahren“, Punkt „An wen“). 

Abgesehen von den einzuhaltenden Fristen verläuft das Verfahren dann wie im klassischen Verfahren. 
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Der Prokurator des Königs informiert die zu schützende Person, ihren Anwalt und gegebenenfalls ihren 

gesetzlichen Vertreter oder Betreuer sowie den Direktor der benannten zugelassenen psychiatrischen 

Einrichtung oder den für die Überwachung der Behandlung unter Bedingungen zuständigen Arzt. 

 

Versäumt es der Prokurator des Königs, den Friedensrichter fristgerecht einzuschalten, oder unterlässt 

es der Friedensrichter innerhalb von 10 Tagen nach dem Freiheitsentzug eine Entscheidung zu treffen, 

endet die Maßnahme automatisch. 

 

C. Zusammenfassung 
 

 

Polizeidienste (N°112) 

 

Sie stehen an vorderster Front und kümmern sich während der ganzen Phase 

„Prokurator des Königs“ um die zu schützende Person. Um die körperliche 

Unversehrtheit der Beteiligten und die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten, sind 

sie befugt, Gewalt und Zwangsmittel einzusetzen. Für Angehörige und Beteiligte 

sind sie in dieser Phase die ersten Ansprechpartner. Sie begleiten die verschiedenen 

Schritte des Verfahrens in der vorgeschriebenen Reihenfolge. 

 

 

Der Prokurator des Königs 

 

• Der Prokurator des Königs prüft gemeinsam mit der Polizei, ob das Kriterium der äußersten 

Dringlichkeit vorliegt. 

• Er fordert einen Arzt, möglichst einen Psychiater, auf, die zu schützende 

Person zu untersuchen. 

• Er kann feststellen, dass die Bedingungen für eine dringende schützende 

Beobachtungsmaßnahme nicht erfüllt sind. 

• Er kann mit oder ohne klinische Beurteilung eine freiwillige Behandlung unter 

Bedingungen anordnen oder eine schützende Beobachtungsmaßnahme für 

erforderlich halten und den Friedensrichter einschalten. 

• Darüber hinaus sorgt er, falls erforderlich, für den Transport und die Aufnahme der zu schützenden 

Person in die benannte Krankenhauseinrichtung. 

 

 

Der Friedensrichter 

 

Er interveniert nicht in der Phase „Prokurator des Königs“.  

Im Rahmen der Phase „Friedensrichter“ hat dieser die Aufgabe: 

• eine Sitzung anzuberaumen, um die Parteien anzuhören, 

• die Rechtmäßigkeit der Schritte in der Phase „Prokurator des Königs“  

zu überprüfen, 

• über den Antrag des Prokurators des Königs zu entscheiden. 
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Was kann ich tun, wenn ich mit der Entscheidung des Arztes (Psychiaters) oder des 
Friedensrichters nicht einverstanden bin? 

Es ist möglich, Berufung einzulegen. Eine Person, die nicht Partei des Verfahrens war, kann einen 

Dritteinspruch einreichen (in dem Fall ist es ratsam einen Anwalt zu konsultieren). 

Achtung: Da die Person mit einer psychiatrischen Erkrankung bei jeder 

Sitzung anwesend gewesen sein muss, kann sie selbst keinen Einspruch 

erheben. 

 

Was tun, wenn der Antrag abgelehnt wurde? 

Wurde der Antrag auf eine schützende Beobachtungsmaßnahme abgelehnt 

oder ist die Maßnahme – aus welchem Grund auch immer – ausgelaufen, 

kann ein neues Verfahren (mit neuen Anlagen) eingeleitet werden, sofern 

die Bedingungen erneut erfüllt sind. 

 

Darf ich eine zur Beobachtung eingewiesene Person besuchen? 

Ja. Die Besuche richten sich aber nach den Modalitäten, die von der Krankenhauseinrichtung und dem 

zuständigen Arzt-Psychiater festgelegt werden. 

 

Wie viel kostet das letztendlich? 

Beim Einreichen eines Antrags auf eine schützende Beobachtungsmaßnahme oder eine freiwillige 

Behandlung unter Bedingungen vor dem Friedensrichter müssen ein Beitrag zum Haushaltsfonds für 

weiterführenden juristischen Beistand (Betrag im Jahr 2025: 26 €) sowie die Fahrtkosten des Gerichts 

bezahlt werden. 

 

Später können weitere Kosten entstehen, zum Beispiel für ein Gutachten, einen Krankentransport oder 

andere Dienstleistungen. 

 

Achtung: Wenn der Antragsteller oder die Person mit einer psychiatrischen Erkrankung Anrecht auf 

juristischen Beistand hat, können bestimmte Kosten dem Büro für juristischen Beistand in Rechnung 

gestellt werden. 

FAQ 
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Büro für juristischen Beistand der Rechtsanwaltskammer Eupen 

Rechtlicher Beistand 

 

Büro für Rechtshilfe 

 

 Rathausplatz 4 

4700 Eupen (BE) 

 

 prodeo@anwaltskammer-eupen.be 

 

 0032 471 95 81 49 

 

Die Sprechstunden finden mittwochs von 13:30 bis 15:30 Uhr im Gerichtsgebäude in Eupen, 

Rathausplatz 4, statt. Einlass ist bis 14:30 Uhr. 

 

Friedensgerichte 

Friedensgericht des ersten Kantons Eupen-Sankt Vith 

 

Für die Gemeinden Eupen, Kelmis, Lontzen und Raeren: 

 

 Rathausplatz 4 

4700 Eupen (BE) 

 

 f.g@just.fgov.be 

 

 087 29 15 31 

 

Friedensgericht des zweiten Kantons Eupen-Sankt Vith 

 

Für die Gemeinden Sankt Vith, Amel, Büllingen, Burg-Reuland und Bütgenbach: 

  

 Rathausplatz 4 

4700 Eupen (BE) 

 

 f.g@just.fgov.be 

 

 087 29 15 31 

NÜTZLICHE TELEFONNUMMERN, 
INTERNETSEITEN UND ADRESSEN IN DER 
DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

mailto:prodeo@anwaltskammer-eupen.be
mailto:f.g@just.fgov.be
mailto:f.g@just.fgov.be
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Örtliche Zuständigkeit 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei Klagen auf Grundlage des Gesetzes vom 26. Juni 1990 über den Schutz von Personen mit einer 

psychiatrischen Erkrankung gilt im Gerichtsbezirk Eupen Folgendes (Art. 627, 6° des 

Gerichtsgesetzbuches): 

 

• Zuständig ist in der Regel der Friedensrichter des Wohnortes der betroffenen Person. 

• Falls kein Wohnort besteht, ist der Friedensrichter des Wohnsitzes zuständig. 

• Gibt es weder Wohnort noch Wohnsitz, entscheidet der Friedensrichter des Ortes, an dem sich 

die betroffene Person aufhält. 

 

Kann die betroffene Person nicht transportiert werden, so darf der Friedensrichter auch außerhalb seines 

eigenen Kantons handeln. Dies ist besonders wichtig, da es im Gerichtsbezirk Eupen keine geschlossene 

psychiatrische Einrichtung gibt. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

  

10 Tage: Entscheidung 

Friedensrichter 

Bedingungen nicht 

erfüllt: keine 

Maßnahmen 

Bedingungen erfüllt 

Psychiatrische Erkrankung, ernste 

und drohende Gefahr, 

Verweigerung der Behandlung 

oder Fehlen einer anderen 

angemessenen 

Behandlungsmöglichkeit 

Max. 24 Std.: 

Entscheidung Prokurator 

des Königs 

Bedingungen erfüllt 

Bedingungen nicht erfüllt 

Dringlichkeit, psychiatrische 

Erkrankung, ernste und drohende 

Gefahr, Verweigerung der Behandlung 

oder Fehlen einer anderen 

angemessenen Behandlungsmöglichkeit 

Ausführlicher medizinischer Bericht 

SBM (anerkannte 

Einrichtung) – 

Gesamtdauer 40 Tage 

Während dieser Frist kann der Direktor der 

Einrichtung die Maßnahme auf eigene Initiative 

aufheben oder sie in eine freiwillige Behandlung 

unter Bedingungen umwandeln 

 

SBM (anerkannte 

Einrichtung) – 

Gesamtdauer 40 Tage 

Während dieser Frist kann der Direktor der 

Einrichtung die Maßnahme auf eigene Initiative 

aufheben  

 

Zusätzliche Dauer von 15 

Tagen 

Fertigstellung des 

Behandlungsplans 

SBM (anerkannte 

Einrichtung) – 

Gesamtdauer 40 Tage 

Freiwillige Behandlung 

unter Bedingungen – 

Gesamtdauer 40 Tage 

Während dieser Frist kann der 

Direktor der Einrichtung die 

Maßnahme auf eigene Initiative 

aufheben oder sie in eine 

freiwillige Behandlung unter 

Bedingungen umwandeln 

 

15 Tage vor Ablauf der Maßnahme  

Der Direktor der Einrichtung oder der für die Überwachung 

zuständige Arzt kann eine Verlängerung beantragen  

Ausführlicher Bericht 

 

Zu jedem Zeitpunkt der Maßnahme 

Ende der Maßnahme oder Umwandlung in eine andere Maßnahme 

möglich 

 

Weitere Entscheidung des Friedensrichters  

Die Gesamtdauer der verlängerten Maßnahme darf 1 Jahr nicht 

überschreiten 

Möglichkeit einer jährlichen Verlängerung 

 
Übersetzt mit DeepL.com (kostenlose Version) 

 

Aufforderung, sich an 

das Friedensgericht zu 

wenden, wenn keine 

Dringlichkeit vorliegt, 

aber andere Bedingungen 

erfüllt sind 

 

Keine Maßnahmen 

Klinische Beobachtung 

Freiwillige Behandlung 

unter Bedingungen 

SBM (anerkannte 

Einrichtung) 

Freiwillige Behandlung 

unter Bedingungen 

SBM (anerkannte 

Einrichtung) 

 

Max. 10 Tage: Entscheidung 

des Friedensrichters 

Nicht-Bestätigung (Ende der 

Maßnahme) 

Nicht-Bestätigung der 

freiwilligen Behandlung 

unter Bedingungen und 

Umwandlung in SBM (40 

Tage – verlängerbar) 

Bestätigung der freiwilligen 

Behandlung unter 

Bedingungen – 

Genehmigung des 

Behandlungsplans (40 Tage 

– verlängerbar) 

 

Umwandlung in freiwillige 

Behandlung unter 

Bedingungen (Gesamtdauer 

40 Tage – verlängerbar, 

siehe nicht dringendes 

Verfahren) 

 

 

Bestätigung SBM 

(Gesamtdauer 40 Tage – 

verlängerbar, siehe nicht 

dringendes Verfahren) 

Während dieser Frist kann der Direktor der 

Einrichtung die Maßnahme auf eigene 

Initiative aufheben  

 
+ Befassung Friedensrichter 

+ Befassung Friedensrichter 

Neuer ausführlicher 

medizinischer Bericht 

+ Befassung Friedensrichter 

+ Befassung Friedensrichter 

Während dieser Frist kann der 

Direktor der Einrichtung die 

Maßnahme auf eigene Initiative 

aufheben oder sie in eine 

freiwillige Behandlung unter 

Bedingungen umwandeln 

 

*SBM = schützende Beobachtungsmaßnahme 

- Einen ausführlichen medizinischen 

Bericht oder einen Behandlungsplan für 

eine freiwillige Behandlung laut 

gesetzlichem Modell beifügen 

- Anberaumung der Sitzung innerhalb von 

24 Stunden 

- Anruf unter 112 für einen sofortigen 

Einsatz der zuständigen 

Polizeidienststellen, um die 

Dringlichkeit zu beurteilen 

- Die Polizeidienststellen kontaktieren 

den Prokurator des Königs 

- Die Staatsanwaltschaft benennt ein 

Krankenhaus, um die Person zu 

untersuchen und festzustellen, ob die 

Voraussetzungen erfüllt sind 

SCHEMA ÜBER DIE VERFAHREN ZUM SCHUTZ EINER PERSON MIT EINER PSYCHIATRISCHEN ERKRANKUNG 

Verfahren vor dem Friedensgericht Verfahren durch den Prokurator des Königs 

Dringlichkeit? 

Nein (10 Tage) 

Ja (24 Std.) 

https://www.deepl.com/?utm_campaign=product&utm_source=web_translator&utm_medium=web&utm_content=copy_free_translation
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